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Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 


A. Problem und Ziel 

Durch das Wehrrechtsänderungsgesetz 2011 ist das Wehrpflichtgesetz dahinge- 
hend geändert worden, dass die gesetzliche Verpflichtung zur Ableistung des 
Grundwehrdienstes ausgesetzt und ein freiwilliger Wehrdienst geschaffen wor- 
den ist. Mit dem Entwurf des Wehrrechtsänderungsgesetzes 2011 hat die Bun- 
desregierung angekündigt, eine einheitliche Rechtsgrundlage für den Dienst in 
den Streitkräften im Frieden zu schaffen. 


B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll diese Ankündigung umgesetzt wer- 
den. Der Gesetzentwurf sieht vor, die bisher im Wehrpflichtgesetz enthaltenen 
Regelungen zum freiwilligen Wehrdienst inhaltsgleich in die Systematik des 
Soldatengesetzes zu integrieren. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die vorgesehenen Regelungen entstehen keine zusätzlichen Flaushalts- 
ausgaben. 

E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgeriimen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
E. 2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Es werden keine Vorgaben oder Informationspflichten für Wirtschaftsunterneh- 
men eingeführt, verändert oder abgeschafft. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
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F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, entstehen 
keine zusätzlichen Kosten. 

Die vorgesehenen Regelungen haben keine Änderungen von Angebots- und 
Nachfragestrukturen zur Folge. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau und auf die Einzelpreise, sind nicht zu er- 
warten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 



Februar 2013 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 
mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Verteidigung. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 906. Sitzung am 1. Februar 2013 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich 
lautend mit dem Text auf den Seiten 3 bis 8 der Bundestags- 
drucksache 17/12059. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 


setzes geprüft. 


Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

Kein Erfüllungsaufwand 

Wirtschaft 

Kein Erfüllungsaufwand 

Verwaltung 

Kein Erfüllungsaufwand 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines 

gesetzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 


Im Einzelnen: 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den 
Erfüllimgsaufwand von Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft 
und Verwaltung. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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